Beilräge zur Geſchichte der Novembertage 1918 
in Würktemberg. 


Von Karl Weller. 


Die Geſchichtſchreibung iſt dafür verantwortlich, daß der Zukunft 
ein unverfälſchtes Bild der Vergangenheit übermittelt wird; ſie muß 
aber auch ſchon die Zeitbürtigen in den Stand ſetzen, das nächſtvergangene 
Geſchehen ſo wahr und ſo klar wie möglich zu erkennen. Freilich wird 
ſie ſich damit abzufinden haben, daß die parteipolitiſche Gehäſſigkeit der 
Gegenwart die Wahrheit noch nicht erträgt und gekränkte Eigenſchätzung 
das Aufgehellte wieder zu verdunkeln ſtrebt. Der Wille zur Erkenntnis 
iſt ein Lebensbedürfnis des ſittlich ernſten Menſchen; alle echte wiſſen⸗ 
ſchaftliche Arbeit und darum auch die geſchichtliche Forſchung ſtellt einen 
unendlichen Wert dar. Es bleibt uns freilich verſagt, die Vergangenheit 
rein aus ſich ſelbſt heraus zu verſtehen; die geiſtige Grundanſchauung 
aller Lebenszuſammenhänge iſt für unſer Urteil und damit für die 
Auswahl des Geſchehenen wie die Gruppierung des Stoffs maßgebend; 
die Geſchichtſchreibung ſelber kann einer aus dem Gemüt ſtammenden 
inneren Kraft nicht entbehren. Solche Einſicht in die Begrenztheit 
unſerer Erkenntnis und in die notwendige Form der Darſtellung gibt 
dem Geſchichtſchreiber die wahre hiſtoriſche Objektivität. Sein Streben 
zu wirklichem Sinnverſtändnis, ſein Trachten die Zuſammenhänge zu 
deuten muß ihn doch in die Tiefe genaueſter Erkundung und peinlichſter 
Prüfung der Quellen führen: erſt aus der Beherrſchung des einzelnen 
ergibt ſich ihm die Möglichkeit, die geſchichtlichen Vorgänge innerlich zu 
durchdringen. 

In meinem 1929 herausgegebenen Buche „Die Geſchichte der Staats⸗ 
umwälzung in Württemberg 1918-1920 ) habe ich nach jahrelangem 
Forſchen eine eingehende Darſtellung der eigentlichen Revolutionstage 
im November 1918 gegeben (S. 84-120). Seitdem iſt nichts veröffent⸗ 
licht worden, was mir das dort gezeichnete Bild und die daſelbſt nieder⸗ 
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gelegte Auffaſſung im ganzen hätte verändern können. Auch im beſon⸗ 
deren iſt bis jetzt nichts berichtigt worden, abgeſehen davon, daß mich 
ein Brief des Stuttgarter Oberbürgermeiſters Dr. h. C. Lautenſchlager 
auf ein Verſehen aufmerkſam gemacht hat, das ſein Eingreifen in die 
Sitzung maßgebender Männer am Abend des 8. November betrifft. Ich 
habe den Irrtum bereits in einem kleinen Aufſatz richtig geſtellt, der 
in der Beſonderen Beilage des Staats⸗Anzeigers für Württemberg 1930: 
Nr. 2 „Zur Geſchichte der Vortage der württembergiſchen Revolution 
1918“ erſchienen iſt. Um jedoch den Wahrheitſuchenden der Gegenwart 
ein möglichſt ſelbſtändiges und objektives Urteil zu ermöglichen und. 
der zukünftigen Geſchichtſchreibung Irrgänge zu erſparen, ſeien im fol⸗ 
genden noch einige Berichte Mithandelnder gebracht. 

Der nun verſtorbene Generaladjutant König Wilhelms II., General⸗ 
leutnant von Graevenitz, hat ein Tagebuch hinterlaſſen, das ſpäter auf 
Grund weiterer Aufzeichnungen von ihm ergänzt wurde. In dieſem 
iſt zum 2. November von ihm bemerkt: „Für die unruhigen Zeiten hatte 
der Kommandant die Beſatzung des Waiſenhauſes mit einer Kompagnie 
nebſt Gewehren, eine Verſtärkung der Schloßwache und die Beſetzung. 
des ſüdlichen Akademiehofs mit zwei Maſchinengewehren in Ausſicht. 
genommen. Außerdem ſollte zur unmittelbaren Sicherung des Wilhelms⸗ 
palaſtes eine Wache von einem Offizier, zwei Unteroffizieren und 18 
Mann in dieſem ſelbſt untergebracht werden. Ich trug dies Sr. Majeſtät 
mit dem Bemerken vor, daß die Wache für den Wilhelmspalaſt meines 
Erachtens zu ſchwach ſei, auch mit Maſchinengewehren ausgerüſtet werden 
müßte, wenn ſie imſtande ſein ſollte, den Palaſt gegen Angriffe zu 
halten. Se. Majeſtät ſprach ſich darauf prinzipiell dafür aus, daß der 
Sicherheitsdienſt Sache der Polizei fer, während die Truppen nur auf 
Anſuchen zur Unterſtützung dienen; die Unterbringung von Maſchinen⸗ 
gewehren im Wilhelmspalaſt lehnte Se. Majeſtät mit Beſtimmtheit ab, 
da ihre Verwendung nur zu zweckloſem Blutvergießen führen könnte. 
Auch bezeichnete der König die militäriſche Wache für den Wilhelms⸗ 
palaſt außer den üblichen Ehrenpoſten als überflüſſig, doch wollte er den 
Anordnungen der verantwortlichen militäriſchen Behörden (Stellver⸗ 
tretendes Generalkommando und Kommandantur) nicht entgegen ſein. 
Se. Majeſtät ging dabei davon aus, daß, wenn die Sicherungen im 
großen keinen Schutz gewähren, dieſe kleine Wache hiezu auch nicht 
imſtande ſein würde. Es verblieb ſomit bei den Anordnungen der Kom⸗ 
mandantur. Feſtſtellen muß ich hiebei, daß, wenn der König auch Blut⸗ 
vergießen möglichſt vermieden wiſſen wollte, ein Verbot des Waffen⸗ 
gebrauchs von ſeiner Seite nie erfolgt iſt.“ 
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Zum 4. oder 5. November iſt bemerkt: „Ein Stuttgarter Bürger hatte 
an den König ein Immediatgeſuch gerichtet mit dem dringenden Vor⸗ 
ſchlag, es möchten zum Schutz der Stadt und auch des Königs ſelbſt 
Bürgerwehren errichtet werden. Dem König gefiel dieſer Gedanke, und 
ich überbrachte das Schreiben mitſamt der allerhöchſten Zuſtimmung 
dem Kriegsminiſter, bei dem zufällig auch der Stellvertretende General 
zugegen war. Ich habe nicht erfahren, ob ablehnende Haltung ſeitens 
der Regierung!) oder der Stadt oder allzugroßes Vertrauen auf die 
eigenen Truppen ſeitens der Vorgeſetzten die Schuld trägt, daß Bürger⸗ 
wehren nicht geſchaffen worden ſind. Sie hätten bei geeigneter Verwen⸗ 
dung von großem Nutzen ſein können.“ N 

In einem Nachtrag zu ſeinem Tagebuch hat Generalleutnant von 
Graevenitz einen „Verſuch zur Feſtſtellung der Urſachen, die zu dem 
völligen Verſagen des militäriſchen Schutzes in Stuttgart am 9. No⸗ 
vember 1918 geführt haben“ niedergeſchrieben. Aus dieſem ſeien noch 
einige Bemerkungen angefügt: „In Württemberg war, ſeitdem der 
Kriegsminiſter von Marchtaler das bis dahin gleichzeitig ausgeübte 
Amt des Stellvertretenden Kommandierenden Generals an den General 
der Infanterie von Schäfer abgegeben hatte, die Zuſammenwirkung 
beider Stellen beſonders geregelt worden, der Art, daß General von 
Schäfer von Anfang an nicht dieſelbe Freiheit des Handelns beſaß, wie 
ſie im Sinn des Belagerungszuſtandsgeſetzes dem nach dieſem allein⸗ 
verantwortlichen Kommandierenden General zukam. Wichtiger als dieſer 
Umſtand war aber die von Preußen und vom Reich ausgehende Teilung 
der Verantwortlichkeit des Militärbefehlshabers mit dem Träger der 
Zivilgewalt (Miniſter des Innern). Damit waren weitgehende Vor⸗ 
beugungsmaßregeln und ein energiſches ſoldatiſches Einſchreiten unter 
rückſichtsloſem Waffengebrauch nur möglich, wenn die Zivilgewalt ſich 
einverſtanden erklärte, beziehungsweiſe ſie forderte.“ Ferner: „Eine 
auffallende Tatſache war, daß militäriſcherſeits nirgends von den Waffen 
Gebrauch gemacht worden iſt. Oberſtleutnant Wöllwarth, Chef des 
Wehrkreiskommandos 5, hat mir mitgeteilt, verſchiedene Führer der 
Sicherheitstruppen hätten angegeben, das Schießen ſei verboten ge⸗ 
weſen. Ein ſolches Verbot iſt von höherer Stelle meines Wiſſens nicht 
gegeben worden, es wäre auch ſinnlos geweſen. Die Reichsregierung 
hatte ſich allerdings zu der Beſtimmung drängen laſſen, Militär dürfe 
nur als angegriffen von der Waffe Gebrauch machen. — Aus Vorſtehen⸗ 
dem geht hervor, daß wichtige Punkte noch der Feſtſtellung bedürfen, 

2) Bleiſtiftnotiz am Rande: Das Staatsminiſterium als Ganzes hat hievon, 
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dabei auch der, ob die Truppen tatſächlich ſchon fo unzuverläſſig 
waren, daß ſie bei richtiger Führung ihre Schuldigkeit nicht getan 
hätten. Oberſtleutnant Wöllwarth gab mir an, verſchiedene Offiziere 
hätten die Mannſchaften als großenteils brauchbar geſchildert. Wenn 
aber die maßgebenden Stellen die Zuverläſſigkeit der Truppen im all⸗ 
gemeinen anzweifelten, dann it nicht zu verſtehen, warum nicht der 
Anregung aus der Bürgerſchaft, Bürgerwehren zu bilden, entſprochen 
worden iſt. Dieſe Anregung iſt auf allerhöchſten Befehl an das Kriegs⸗ 
miniſterium gegeben worden.“ 

Über die entſcheidende Abendſitzung im Ministerin des Innern am 
8. November liegen keine gleichzeitigen oder zeitnahen Aufſchriebe vor. 
Der erſte, den wir beſitzen, iſt ein Bericht des Oberſten von Haldenwang, 
den dieſer am 9. Juli 1919 dem bis zur Revolution im Amt befindlichen 
Kriegsminiſter von Marchtaler eingeſandt hat; doch iſt er offenbar nach 
ſofort niedergeſchriebenen Notizen abgefaßt worden. Er lautet: „Am 
8. November abends erhielt ich von Sr. Exzellenz dem Herrn Kriegs⸗ 
miniſter telephoniſch den Befehl, zugleich mit Oberſtleutnant von Hum⸗ 
mel als Vertreter des Kriegsminiſteriums einer Beſprechung anzu⸗ 
wohnen, die am gleichen Abend um 9 Uhr im Miniſterium des Innern 
ſtattfinden ſollte. Bei dieſer Beſprechung ſollte die innere Lage er⸗ 
örtert und über die Maßnahmen beraten werden, die angeſichts der 
für den folgenden Morgen zu erwartenden Arbeiterkundgebungen zu 
treffen ſein würden. Die Beſprechung fand unter dem Vorſitz des 
Miniſters des Innern von Köhler ſtatt und wurde von dieſem gegen 
1410 Uhr eröffnet. Es nahmen daran noch weiter teil: Miniſterpräſident 
Lieſching (nur kurze Zeit anweſend), der Kabinettchef Freiherr von Neu⸗ 
rath, der Stellv. Kommandierende General Exzellenz von Schäfer, der 
Kommandant von Stuttgart Exzellenz von Scharpff, Oberſtleutnant 
Breyer als Vertreter des Chefs des Stabs, Major der Landwehr Hegel⸗ 
maier vom Stellv. Generalkommando, Präſident von Haag, Miniſterial⸗ 
rat Neuſchler vom Miniſterium des Innern, der Oberbürgermeiſter von 
Stuttgart Lautenſchlager, der Stadtdirektor von Nickel, der Polizei⸗ 
direktor Ludwig u. a. m. — Der Vorſitzende erteilt nach einigen ein⸗ 
leitenden Worten, in denen er auf die von den Arbeitern für den 9. 
geplanten Kundgebungen und ihre möglichen Folgen hinweiſt, zunächſt 
dem Stadtvorſtand das Wort. Oberbürgermeiſter Lautenſchlager führt 
aus: Die Unruhe in den Arbeiterkreiſen, die ſchon vor einigen Tagen 
in Friedrichshafen zum Einſchreiten genötigt habe, dränge nunmehr 
auch in den Stuttgarter Großbetrieben zur Entladung. Er ſtehe ſeit 
mehreren Tagen in Unterhandlungen mit den ſozialdemokratiſchen Füh⸗ 
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rern. Der Abgeordnete Keil habe ihm erklärt, daß von gemäßigter Seite 
alles geſchehen ſei, um die Bewegung einzudämmen, es ſei jetzt aber 
nicht mehr möglich, die Arbeiterſchaft zu beruhigen. Die Leidenſchaften 
ſeien durch die Vorgänge im Reich, durch die am 7. November erfolgte 
Ausrufung des Volksſtaats Bayern und durch die Maßregelung der 
Führer der Friedrichshafener Bewegung bis zum Siedepunkt erhitzt. 
Seitens der Führer der Mehrheitsſozialdemokratie werde alles getan, um 
Ausſchreitungen der Maſſen am 9. morgens zu verhindern, es müſſſe 
aber damit gerechnet werden, daß die Demonſtranten vom Schloßplatz 
aus zu den Kaſernen, zum Rathaus und zu einzelnen Miniſterien ziehen 
würden, um die Truppen für ſich zu gewinnen und ſich der Leitung der 
Stadt und der Regierungsgewalt zu bemächtigen. Polizeidirektor Lud⸗ 
wig, vom Vorſitzenden befragt, ob die Schutzmannſchaft in der Lage fein 
werde, den Abmarſch der Maſſen vom Schloßplatz zu verhindern, ver⸗ 
neint dies. Die verfügbaren Schutzleute — etwa 250 — würden hiezu 
nicht imſtande ſein und müßten ſich darauf beſchränken, die allgemeine 
Ordnung aufrecht zu halten. Auch die Heranziehung der nach der An⸗ 
gabe des Landjägerkommandanten nur in geringer Zahl verfügbaren 
Landjäger würde hieran nichts ändern können. Der Vorſitzende ſtellt die 
Frage, welche Maßnahmen zum Schutze des Königs getroffen ſeien, falls 
die Demonſtranten verſuchen würden, in den Königspalaſt einzudringen. 
Der Stadtkommandant Exzellenz von Scharpf teilt mit, daß eine Kom⸗ 
pagnie zum Schutze des Wilhelmspalaſts im Waiſenhaus untergebracht 
ſei; außerdem ſei die Schloßwache verſtärkt und noch eine beſondere 
Wache im Wilhelmspalaſt ſelbſt untergebracht. Im übrigen würden die 
Truppen der Garniſonen am 9. morgens in den Kaſernen alarmbereit 
gehalten. Der Kabinettchef Freiherr von Neurath hält die zum Schutze 
des Königs getroffenen Maßnahmen, ſoweit man die Verhältniſſe über⸗ 
ſehen könne, für ausreichend. Auf die Frage des Vorſitzenden, wie man. 
ſich verhalten ſolle, wenn die Demonſtranten im Rathaus und in den 
Miniſterien die übergabe der Verwaltung bzw. der Regierungsgewalt 
fordern jollten, erklärt Oberbürgermeiſter Lautenſchlager: er als Stadt⸗ 
vorſtand ſtehe auf dem Standpunkt, daß die Rückſicht auf das Wohl der 
Einwohnerſchaft allem andern voranzuſtellen ſei; ein Widerſtand oder 
die Verweigerung weiterer Mitarbeit nach übernahme der Stadtverwal⸗ 
tung durch die Demonſtranten würde nur zu ſchwerer Schädigung der 
Einwohnerſchaft, insbeſondere auf dem Gebiete der Lebensmittelverſor⸗ 
gung, führen; er werde daher ſeine Mithilfe nicht verſagen, um die ge⸗ 
ordnete Verwaltung der Stadt aufrechtzuerhalten und in dieſem Sinn 
auch auf die ſtädtiſchen Beamten einzuwirken. Präſident von Haag, 
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unterjtüßt von Miniſterialrat Neuſchler, nimmt ſcharf Stellung gegen 
die Ausführungen des Stadtvorſtands. Man dürfe ſich nicht widerſtands⸗ 
los dem Willen der Menge beugen. Die Miniſter, die verfaſſungsgemäß 
vom König in ihre Stellungen eingeſetzt ſeien, müßten ſich mit allem 
Nachdruck weigern, die Leitung der Geſchäfte aus den Händen zu geben, 
und dürften ihre Dienſträume keinesfalls verlaſſen. Das ſchwächliche 
Verhalten der Stadtverwaltung dürfe nicht zum Muſter dienen. Miniſter 
von Köhler bemerkt hiezu, daß man ſchließlich doch werde nachgeben 
müſſen, da man es doch nicht dazu kommen laſſen könne, daß die De⸗ 
monſtranten Gewalt anwenden. Präſident von Haag gibt das zu, hält 
aber ſchärfſten Proteſt und Ablehnung weiterer Mitarbeit für geboten. 
Dann würden die neuen Machthaber ſehr bald die Unmöglichkeit ein⸗ 
ſehen, die Regierungsgeſchäfte ohne die erfahrene Beamtenſchaft fortzu⸗ 
führen. Der Vorſitzende erſucht die militäriſchen Dienſtſtellen, ſich dar⸗ 
über zu äußern, ob es möglich ſei, die Bewegung am 9. morgens nieder⸗ 
zuhalten. Der Stellv. General, Exzellenz von Schäfer, führt aus: nach⸗ 
dem man die Abhaltung der Maſſenverſammlung auf dem Schloßplatz 
am 9. morgens zulaſſe, könne es ſich jetzt nur noch um die Frage handeln, 
ob das Militär in der Lage ſei, den Anmarſch der Maſſen vom Schloß⸗ 
platz nach den verſchiedenen Zielpunkten zu verhindern. Hierzu müſſe 
er ſagen, daß bei der für dieſe Aufgabe ungünſtigen Geſtalt des Schloß⸗ 
platzes mit ſeinen vielen Zugangswegen nicht einmal die Friedens⸗ 
garniſonen ausgereicht haben würden, um die Abſperrung wirkſam durch⸗ 
zuführen, wenn man nicht von der Schußwaffe Gebrauch machen wollte. 
Mit den jetzigen Beſatzungstruppen, deren Diſziplin und Zuverläſſigkeit 
an diejenige der Friedenstruppen entfernt nicht hinreichten, würde die 
Aufgabe erſt recht nicht erfüllt werden können, und daß dieſe Truppen, 
wenn es notwendig werden ſollte, ſchießen würden, glaube er nicht. 
Miniſter von Köhler hält nach dieſer Erklärung, die leider als Zuge⸗ 
ſtändnis der militäriſchen Ohnmacht dieſen Verhältniſſen gegenüber an⸗ 
geſehen werden müſſe, weitere Erörterungen und Beſchlußfaſſungen für 
wenig nutzbringend. Es müſſe eben jeder, und zwar jeder an ſeiner 
Stelle, ſo handeln, wie er es nach Pflicht und Gewiſſen für das Beſte 
halte. Damit ſchließt die Beſprechung gegen 103½ Uhr abends.“ 

In Aufzeichnungen des Kriegsminiſters von Marchtaler iſt noch fol⸗ 
gendes bemerkt: „Der Kommandierende General erzählte mir, die Be⸗ 
ſprechung ſei ſehr in die Breite gegangen, ohne ein beſtimmtes Ergebnis 
zu zeigen. Der Miniſter des Innern wie der Stadtvorſtand ſeien ſich 
nicht klar geweſen über die Abſichten, die die Sozialdemokratie mit ihrer 
Demonſtration verfolge. Beinahe ſämtliche Anweſende hätten ſich dann 
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für abwartende Stellung ausgeſprochen. Nur Präſident von Haag vom 
Miniſterium des Innern habe die Anſicht vertreten, daß von Anfang an 
energiſches Vorgehen geboten ſei, während Oberbürgermeiſter Lauten⸗ 
ſchlager für äußerſte Zurückhaltung eingetreten ſei. Er, General von 
Schäfer, habe darauf hingewieſen, daß Unruhen nur in den erſten An⸗ 
fängen erſtickt werden können; jetzt, nachdem Verſammlungen und De⸗ 
monſtrationszüge nach den Weiſungen der Reichsregierung zugelaſſen 
ſeien, werde es ſchwer halten, wenn nicht unmöglich ſein, die morgen 
in zahlreichen ſtärkeren Gruppen durch die Straßen flutenden Mengen 
im Zaum zu halten. Hiezu reichten die verfügbaren Truppen nach Zahl, 
Ausbildung und innerer Verfaſſung nicht aus. Im übrigen ſeien von 
ihm alle denkbaren Maßregeln getroffen.“ 

Präſident von Haag gab mir auf mein dringendes Anſuchen am 
20. Auguſt 1927 die folgende Darſtellung; als ich die Bitte an ihn aus⸗ 
ſprach, lag mir überhaupt ſonſt noch kein irgendwie verläßlicher Bericht 
über die Abendſitzung vor: „I. In Erwiderung Ihres gefälligen Schrei⸗ 
bens vom 17. April 1927 will ich im folgenden verſuchen, aus meiner 
Erinnerung, für die ich keine ſchriftliche Aufzeichnung als Unterlage be⸗ 
ſitze, die ich aber durch eine am 16. ds. Mts. mit Herrn Polizeipräſident 
Klaiber hier gehabte mündliche Ausſprache etwas aufgehellt habe, über 
die Sitzung im Miniſterium des Innern am Abend des 8. November 
1918 (Freitag) Ihnen Mitteilung zu machen. II. Die Sitzung wurde, 
wohl nur einige Stunden vor ihrem zwiſchen 8 und 9 Uhr liegenden 
Beginn, von dem damaligen Staatsminiſter des Innern Dr. von Köhler 
anberaumt und geleitet. An der Sitzung nahmen außer Exzellenz 
Dr. von Köhler teil der Miniſterialdirektor des Miniſteriums des Innern 
Präſident von Haag, der Miniſterialberichterſtatter Miniſterialrat 
Dr. Neuſchler (jetzt Präſident des Verwaltungsrats der Gebäudebrandver⸗ 
ſicherungsanſtalt und Vorſtand der Abteilung für das Hochbauweſen), 
der Vorſtand der Landespolizeizentralſtelle und Leiter der militäriſchen 
Zentralpolizeiſtelle Württemberg Regierungsrat Hauptmann Klaiber 
(jetzt Polizeipräſident von Stuttgart), ein Vertreter der ſtädtiſchen Poli⸗ 
zeidirektion Stuttgart (ob Polizeidirektor Dr. Ludwig oder Polizeirat 
Dr. Michele, kann ich nicht ſagen)?). Ferner der Stellvertretende Kom⸗ 
mandierende General des XIII. (K. Württ.) Armeekorps, General d. Inf. 
von Schäfer, und mindeſtens ein militäriſcher Begleiter, und Major Mini⸗ 
ſterialrat (jetzt Wirkl. Staatsrat) Dr. Hegelmaier und vielleicht Haupt⸗ 
mann Dr. Raiſer (jetzt Direktor der Württ. Privatfeuerverſicherung AG. 
in Stuttgart) ). Sodann ein oder zwei Vertreter des Kriegsminiſte⸗ 
c Es waren beide anweſend. — 4) Dr. Raiſer wohnte der Sitzung nicht an. 
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riums, deren Namen ich nicht anzugeben vermag. Weiter der Kabinett⸗ 
chef Seiner Majeſtät des Königs Freiherr von Neurath (jetzt deutſcher 
Botſchafter in Rom) und Oberbürgermeiſter Lautenſchlager in Stutt⸗ 
gart. Endlich war zugegen ein Herr aus Heidelberg, der am 8. Novem⸗ 
ber, von München kommend und nach Hauſe reiſend, in Stuttgart ſeine 
Fahrt unterbrochen hatte. Sein Name iſt mir nicht geblieben. Meiner 
Erinnerung nach führte er den Doktortitel und ſtand in der zweiten 
Hälfte der zwanziger oder im Anfang der dreißiger Jahre. Gegen Ende 
der Sitzung erſchien noch Oberregierungsrat Lieſching, über den der 
Staatsminiſter des Innern der Verſammlung mitteilte, daß er im Laufe 
des Tages (8. November 1918) mit Wahrnehmung der Geſchäfte des 
Präſidenten des neugebildeten Staatsminiſteriums von Seiner Majeſtät 
dem König beauftragt worden ſei. Lieſching blieb nicht lange und ver⸗ 
ließ die Sitzung vor ihrem Schluß. III. Der Staatsminiſter des Innern 
Dr. von Köhler eröffnete die Sitzung mit einigen Bemerkungen. Ihr 
Zweck ſei eine Ausſprache über die Lage, wie ſie ſich in der allerletzten 
Zeit entwickelt habe, und über die Stellung, die zu den drohenden Er- 
eigniſſen einzunehmen ſei. Er erteilte hierauf dem Oberbürgermeiſter 
Lautenſchlager das Wort. Dieſer berichtete, daß im Laufe des Nach⸗ 
mittags des 8. November 1918 von dem ſozialdemokratiſchen Abgeord⸗ 
neten Keil und anderen Mitgliedern der ſozialdemokratiſchen Partei in 
Württemberg auf dem Rathaus mit ihm darüber verhandelt worden 
ſei, daß für Samstag, den 9. November 1918 vormittags eine große 
Straßendemonſtration der Arbeiterſchaft geplant ſei, und daß es darauf 
ankomme, ihr keine Hinderniſſe in den Weg zu legen. Die Sozialdemo⸗ 
kratie glaube nur auf dieſe Weiſe es ermöglichen zu können, die radi⸗ 
kalen Elemente im Zaum zu halten und einen blutigen Aufruhr zu 
verhindern. Der Oberbürgermeiſter habe über die Angelegenheit eine 
Beratung des Gemeinderats herbeigeführt, deren Ergebnis der Beſchluß 
geweſen ſei, den Dingen, da ſie nicht mehr aufzuhalten ſeien, den Lauf 
zu laſſen. Auf die Frage, wohin das führen werde oder könne, räumte 
der Oberbürgermeiſter ein, daß die Ausrufung der Republik nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſei. In dieſem Augenblick verließ der Kabinettchef Freiherr 
von Neurath die Sitzung, um ſich, wie ſich ſpäter herausſtellte, zu Sr. 
Majeſtät dem König zu begeben und ihm Bericht zu erſtatten. Ich gab 
meiner Entrüſtung über die ſchwache Haltung des Rathauſes lebhaften 
Ausdruck und vertrat den Standpunkt, daß der umſtürzleriſchen Bewe⸗ 
gung mit allem Nachdruck und nötigenfalls mit den Waffen entgegenge⸗ 
treten werden ſollte. Die Seite, von der die Revolution betrieben werde, 
ſei eine entſchiedene Minderheit, wie ſich aus der Zuſammenſetzung der 
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Abgeordnetenkammer und den ihr vorausgegangenen Wahlen ergebe; 
die Mehrheit des Volkes wolle von einem Umſturz nichts wiſſen. Ober⸗ 
bürgermeiſter Lautenſchlager entgegnete, die Bewegung ſei ſchon ſo 
ſtark, daß ſie überhaupt nicht, jedenfalls nicht ohne ſchweres Blutver⸗ 
gießen, unterdrückt werden könne. Er fühle ſich für die Sicherheit und 
Ruhe der Bürgerſchaft verantwortlich und ſei daher nicht für bewaffnete 
Gegenwehr. Auf der Seite des Stellvertretenden Generalkommandos 
war keine Stimmung für blutige Niederſchlagung eines Aufſtands. Ich 
hatte den Eindruck, daß der Militärbefehlshaber nicht mehr den Glauben 
hatte, daß er ſich auf die Truppe verlaſſen könne. Als der Kabinettchef 
wieder erſchienen war, teilte er mit, daß Seine Majeſtät der König nicht 
haben möchte, daß um ſeinetwillen es zum Blutvergießen komme. Das 
Ergebnis der Beſprechung kam darauf hinaus, die Dinge ſo gehen zu 
laſſen und hinſichtlich des Schutzes Seiner Majeſtät des Königs ſich auf 
das Notwendigſte zu beſchränken. — Der Herr aus Heidelberg machte 
einige Mitteilungen über die Vorgänge aus München. — Oberregie⸗ 
rungsrat Lieſching ſprach wenige Worte und enthielt ſich einer beſtimm⸗ 
ten Stellungnahme. — Die raſch zuſammenberufene Verſammlung war 
allem nach veranlaßt durch eine dem Staatsminiſter des Innern (wohl 
durch Oberbürgermeiſter Lautenſchlager) zugegangene Nachricht über 
die Verhandlungen auf dem Rathaus im Laufe des 8. November 1918.“ 

Der Vertreter des unmittelbar vor dem Ausbruch der Revolution in 
Berlin abweſenden Chefs des Stabs des Stellvertretenden General⸗ 
kommandos hat mir auf mein Erſuchen am 10. Oktober 1930 folgenden 
Aufſchrieb zur Verfügung geſtellt: „Das Stellvertretende Generalkom⸗ 
mando verfolgte ſchon im Sommer und Herbſt mit großer Beſorgnis 
die fortſchreitende Zerſetzung in den Erſatztruppenteilen ſeines Kom⸗ 
mandobereiches. Die Vorkommniſſe beim Abtransport des ins Feld 
gehenden Erſatzes zeigten, daß die Diſziplinloſigkeit immer weiter um 
ſich griff. Der Stellvertretende Kommandierende General, General d. 
Inf. von Schäfer, war unabläſſig bedacht, das Wachſen dieſes Übels zu 
unterbinden. Es lag ihm vor allem am Herzen, ſich eine zuverläſſige 
Truppe zu ſchaffen, auf die er ſich bei etwaigen inneren Unruhen ſtützen 
konnte. Eine ſolche Truppe ſtand ihm in den Rekrutendepots zur Ver⸗ 
fügung. Als dieſe aber von der Oberſten Heeresleitung unmittelbar 
hinter die Kampffront herangezogen wurden, ging auch dieſer letzte 
Rückhalt verloren. Das Beſtreben, ſich aus den Erſatztruppenteilen ein 
zuverläſſiges Kontingent herauszuziehen, ſchlug fehl. In kürzeſter Friſt 
wurden auch ſolche zuſammengeſtellte Truppen von diſziplinloſem Geiſte 
erfaßt. — An den Schutz des Königs zu denken, war nicht außer acht 
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gelaſſen worden. Für dieſen hätte ſich jeder Offizier freudig zur Ver⸗ 
fügung geſtellt. Seine Majeſtät der König lehnte aber unabweislich jeg⸗ 
liche außerordentlichen Schutzmaßnahmen für ſeine Perſon ab mit dem 
Hinweis, nur wenn jeder Offizier auf ſeinem Poſten bleibe, könne damit 
gerechnet werden, daß Ruhe und Ordnung im Bereiche der Truppen er⸗ 
halten bleibe. — Die außerordentlich geſpannte Lage im Reiche ſowie 
die Vorkommniſſe im benachbarten Bayern führten zu der ſchwerwie⸗ 
genden Abendſitzung im Miniſterium des Innern am 8. November. Nach⸗ 
dem die ausſchlaggebenden Perſönlichkeiten ſich über die innerpolitiſche 
Lage des Landes geäußert hatten, kam dabei die Frage zur Erörterung, 
wie entſtehenden inneren Unruhen begegnet werden ſolle. Präſident 
von Haag trat in energiſcher Weiſe dafür ein, alle Mittel des Wider⸗ 
ſtands anzuwenden. Der Stellvertretende Kommandierende General 
wurde zur Stellungnahme aufgefordert. Er war ſich wohl bewußt, daß 
von ſeinen Worten ſehr viel abhing. Doch er war ein Mann, der nur 
ſagte, wovon er ſelbſt ganz überzeugt war. Er wußte, daß ihm zum 
aktiven Handeln eine zuverläſſige Truppe nicht zur Verfügung ſtand. 
Er mußte mit aller Berechtigung ſagen, daß ſeiner überzeugung nach 
die vorhandene Truppe zur Aufnahme eines Straßenkampfes nicht zu 
gebrauchen war. Ferner lag der Wunſch des Königs vor, jegliches Blut⸗ 
vergießen zu vermeiden, und die Bitte an die Offiziere, an ihren zu⸗ 
gewieſenen Plätzen zu verweilen, um nach Möglichkeit die militäriſche 
Ordnung innerhalb ihres Befehlsbereichs aufrecht zu erhalten. Der da⸗ 
malige Kabinettchef des Königs, Freiherr von Neurath, derzeitiger Bot⸗ 
ſchafter in Rom, wohnte gleichfalls der Sitzung bei. Das an ihn ge⸗ 

ftellte Anſuchen, Seine Majeſtät doch zu beſtimmen, Stuttgart zu ver⸗ 
laſſen, da der König jeglichen ihm zugedachten perſönlichen Schutz ver⸗ 
biete, lehnte er mit dem Bemerken ab, daß der Entſchluß Seiner Maje⸗ 
ſtät, in Stuttgart zu bleiben, unabänderlich feſtſtehe. Von der Sitzung, 
die bis tief in die Nacht hinein dauerte, ging General d. Inf. von 
Schäfer zum Stellvertretenden Generalkommando zurück und blieb dort, 
auch während der Nacht vom 8. auf 9. November, bis zum Zeitpunkte 
ſeines Rücktritts am 9. November abends. — Am 9. November war das 
ganze Stellvertretende Generalkommando mit ſeinem Kommandierenden 
General an der Spitze auf ſeinem Poſten. Alle Verſuche, den Befehls⸗ 
betrieb zu ſtören oder an ſich zu reißen, waren erfolglos; keiner der 
Aufſtändiſchen konnte im Generalkommando in die Befehlsgewalt ein- 
greifen. Erſt am ſpäten Abend, als die Ereigniſſe wie im ganzen Reich 
auch in Stuttgart ihren unabänderlichen Weg gegangen waren, trat 
General der Infanterie von Schäfer von ſeinem Poſten zurück. Wer 
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ihn gekannt hat, der weiß, daß er ein Mann von vornehmſter 
Denkweiſe, von unermüdlichem Arbeitseifer und von großem perſön⸗ 
lichem Mute war. Er hat allezeit jeder Gefahr mannhaft ins Auge 
geſchaut. — Nach den Ereigniſſen des 9. November entband Seine 
Majeſtät der König die Offiziere ihres auf ſeine Perſon geleiſteten Eides 
und richtete erneut an dieſe das Erſuchen, auf ihrem Poſten auszuharren 
zum Beſten der Heimat, insbeſondere des Württemberger Landes. Und 
dieſem Wunſche ihres Königs kamen viele Offiziere, wenn auch oftmals 
ſchweren Herzens, nach.“ 

Nach der Veröffentlichung meines Buches ſchickte mir Oberbürger- 
meiſter Dr. h. c. Lautenſchlager in Stuttgart am 27. Dezember 1929 
einen Brief zu, der einige dankenswerte Ergänzungen und Berichti⸗ 
gungen einſchließt. Es dürfte von Wert ſein, auch im Wortlaut zu 
geben, was Oberbürgermeiſter Dr. Lautenſchlager in bezug auf die 
Einzelheiten meiner Darſtellung mitteilt: „1. Ich habe Herrn Keil in 
der Zeit vor der Revolution mit keinem Auge geſehen, kein Wort mit 
ihm ‚verhandelt‘ und ebenſowenig mit irgendwelchen andern Mitglie⸗ 
dern der Sozialdemokratiſchen Partei. Die einzige ‚Verhandlung‘ vor 
dem 9. November war die mündliche Mitteilung eines ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Gemeinderats am Donnerstag, den 7. November, daß es am Sams⸗ 
tag Ernſt werde, die Bewegung im Reiche greife auf Württemberg über, 
es werde die Republik ausgerufen, die Regierung geſtürzt werden. 
2. Wahr iſt, daß ich am Freitag, am 8. November, nachmittags in einer 
Sitzung der zu dieſer Zeit verſammelten Bauabteilung, zu der einige 
weitere telephoniſch eingeladene Kollegialmitglieder, ſowie die Vorſtände 
der größeren ſtädtiſchen Amter ſich eingefunden hatten, Mitteilung von 
meiner Abſicht gemacht habe, einen Aufruf an die Bevölkerung zu er⸗ 
laſſen. Der Entwurf dieſes Aufrufs wurde eingehend beſprochen und 
nach einer kleinen Abänderung von allen Rednern mit Ausnahme eines 
einzigen gutgeheißen. 3. Die Ausſprache im Rathaus hatte nicht den 
Zweck, meine Stellungnahme zu „veranlaſſen“, denn dieſe ſtand ſchon 
vorher feſt. Die Ausſprache führte auch nicht zu einer andern Haltung 
der ſtaatlichen Behörden, denn dieſe wußten zu dieſer Zeit gar nichts 
davon. 4. Ich habe weder mündlich noch ſchriftlich noch telephoniſch die 
Einberufung der Sitzung angeregt; dieſe iſt meines Wiſſens vielmehr 
veranlaßt worden durch Erzählungen eines Herrn, der über die Ereig⸗ 
niſſe in München aus eigenem Erleben am gleichen Tag zunächſt dem 
Herrn Polizeidirektor Dr. Ludwig, ſodann im Miniſterium des Innern 
dem Herrn Miniſterialrat Dr. Neuſchler berichtete. 5. Zu ergänzen iſt, 
daß ich nicht etwa der erſte Redner war, daß vielmehr einleitende Worte 
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des Vorſitzenden vorausgingen, dann die Mitteilungen des Herrn aus 
München folgten; erſt im Laufe der weiteren Beſprechung wurde Polizei⸗ 
direktor Dr. Ludwig über ſeine Kenntnis der vermutlichen Vorgänge 
befragt, worauf dieſer die Frage mit dem Bemerken weitergab, ich 
würde wohl mehr wiſſen als er. Darauf habe ich meine Ausführungen 
gemacht, aber kein Wort von ‚Unterhandlungen mit den ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Führern“, denn fie hatten nicht ſtattgefunden. Wohl aber gab 
ich von dem Entwurf des Aufrufs, der zu dieſer Zeit bereits der Preſſe 
übergeben war, Kenntnis, ohne daß irgend jemand in der Sitzung da⸗ 
gegen nur mit einem Wort Widerſpruch erhoben hätte. 6. Nach meiner 
Erinnerung ſprach Herr von Schäfer von einem Anmarſch der Maſſen 
nach dem Schloßplatz und feinen ‚50 Zufahrtsſtraßen“ und daß er, um 
dieſen abzuhalten, ‚ein Armeekorps“ brauchen würde; er habe weder 
Weiſungen von Berlin noch vom Großen Hauptquartier, er könne nicht 
eingreifen, er habe keine zuverläſſigen Truppen, die letzten ſeien am 
Dienstag zuvor aus Ludwigsburg ins Feld gezogen. 7. Wie ſchon aus⸗ 
geführt, wurde [die Kundgebung! nicht in der Nacht erlaſſen, ſie war 
zu der Zeit, da die Sitzung ſtattfand, bereits in Druck gegeben. 8. Der 
Kundgebung iſt ein ganz falſcher Sinn unterlegt. Ebenſo iſt falſch die 
Auffaſſung, als ob der Ausbruch der Revolution in Stuttgart zu ver- 
hüten geweſen wäre, wenn damals eine zuverläſſige Kompagnie zur 
Unterdrückung der Revolution vorhanden geweſen wäre.“ Als ich Herrn 
Oberbürgermeiſter Dr. Lautenſchlager auf einige Stellen in dem eben 
erſchienenen Buche des damaligen Innenminiſters Dr. von Köhler, des 
Einberufers und Leiters der Abendſitzung, aufmerkſam machte (Zur Ge⸗ 
ſchichte der Revolution in Württemberg S. 136 ff.), nämlich daß der 
Oberbürgermeiſter durch den Abgeordneten Keil über die Lage aufge⸗ 
klärt worden ſei und den Staatsminiſter gebeten habe, eine gemeinſame 
Beſprechung zu veranſtalten, erhielt ich eine Erwiderung vom 21. Januar 
1930: „Ich kann nur wiederholen, was ich am 27. Dezember unter 
Ziffer 1 geſchrieben habe; ich habe inzwiſchen Herrn Keil geſprochen, 
er beſtätigte mir, daß ein Verkehr zwiſchen uns beiden in jenen Tagen 
nicht ſtattgefunden habe.“ Ferner: „Die Sätze geben den tatſächlichen Ver⸗ 
lauf der Vorgänge nicht richtig wieder; ich habe ‚die Beſprechung nicht 
gewünſcht“; Herr Dr. Ludwig hatte am Nachmittag des 8. November bei 
der Beſprechung mit Herrn Miniſterialrat Dr. Neuſchler den Eindruck 
gewonnen, daß man im Miniſterium über die Dinge, die da kommen 
ſollten, recht wenig unterrichtet war; bei dieſer Gelegenheit wird er von 
der Abſicht des Herrn von Köhler, Einladungen zu einer ‚möglichſt um⸗ 
gehenden Beſprechung“ ergehen zu laſſen, erfahren haben; vermutlich be⸗ 
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merkte er dazu, es werde angezeigt ſein, auch Vertreter der Stadt ein⸗ 
zuladen; mir iſt wenigſtens erinnerlich, durch Vermittlung des Herrn 
Dr. Ludwig zu der Beſprechung eingeladen worden zu ſein.“ 

Der Landwehrhauptmann, der am 9. November die Kompagnie im 
Waiſenhauſe befehligte, teilte mir am 20. Januar 1931 folgendes mit: 
„Die zur Bewachung des Königs beſtimmte Wachkompagnie befand ſich 
zweifellos teils in der Schloßwache, teils im Wilhelmspalaſt. Die ſämt⸗ 
lichen Wachen in Stuttgart waren ſtets ſelbſtändig; keine war der 
andern unterſtellt, vielmehr ſtanden ſie alle direkt unter dem Befehl des 
Gouvernements.“ „Am Vormittag des 9. November erhielt ich vom Gou⸗ 
vernement den Auftrag, den Befehl über die im Waiſenhaus beſtimmte 
Kompagnie an Stelle ihres nicht erſchienenen Kompagnieführers zu über⸗ 
nehmen. Obwohl, wie ich weiß, die Inſtruktion für dieſe Fälle vorhanden 
war, konnte ich trotz meiner ausdrücklichen Bitte von Exzellenz Scharpff 
am 9. November weder eine mündliche noch eine ſchriftliche Inſtruktion 
erhalten. Ich habe dieſe ſelbſt vom Waiſenhaus aus wiederholt tele⸗ 
phoniſch, jedoch vergeblich, zu erlangen verſucht.“ „Bei meinem Ein⸗ 
treffen im Waiſenhaus war dasſelbe bereits von einer dichten Menge 
umgeben. Ich habe nun meines Erinnerns von den drei Zugführern 
zwei Offiziere in den Waiſenhaushof beordert. Ich ſelbſt habe mit dem 
dritten Zugführer von der Kapelle aus die Menge auf dem Karlsplatz 
beobachtet, weil ich aus dieſer Richtung, insbeſondere vom Karlsplatz her, 
am eheſten ein Vorgehen befürchtete. Die Maſchinengewehre blieben un⸗ 
aufgedeckt auf dem Handwagen, weil ſie einer ausdrücklichen Anordnung 
gemäß nicht gezeigt werden ſollten. Als, offenbar einer Vereinbarung 
entſprechend, Schlag 10 Uhr die Menge völlig unerwartet in den Hof 
des Waiſenhauſes eindrang, ſprang ich ſofort in denſelben. Dort habe 
ich ſchon von der Treppe aus, die zur Kapelle führte, ‚an die Gewehre“ 
kommandiert. Auf dieſes Kommando nahm die Kompagnie, von der 
ich weder einen Unteroffizier noch einen Mann auch nur mit Namen, 
geſchweige denn hinſichtlich feiner Zuverläſſigkeit kannte, die Gewehre 
auch zur Hand, jedoch nur, um ſie umzudrehen und die Kolben vom 
Lauf abzuſchlagen. Gleichzeitig füllte ſich der Hof mit Bewaffneten.“ 
„Im Unmut mag ich nach der Kataſtrophe zu meinen drei Kameraden 
geſagt haben, wir vier können mit der Stadt Stuttgart keinen Krieg 
führen. Dieſe Außerung iſt nicht etwa vorher gefallen, und insbeſondere 
nicht in dem Sinn, daß wir uns überhaupt und von vornherein ge⸗ 
weigert hätten, unſere Pflicht zu erfüllen.“ — Ich bemerke zu dieſer 
Darſtellung des Kompagnieführers, daß nach den andern zuverläſſigen 
Nachrichten ſeine Meinung, die Soldaten ſeiner Kompagnie haben die 
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Gewehrkolben abgeſchlagen, irrig iſt; die Täter waren vielmehr ein- 
dringende Revolutionäre im Soldatenrock. 

Noch möchte ich zwei Irrtümer ausdrücklich berichtigen, die bereits 
durch den Druck Verbreitung gefunden haben, damit ſie nicht von einem 
ſpäteren Geſchichtsſchreiber wiederholt werden. 

In dem Buche des Staatsrats Dr. Hegelmaier „Staatsformen, Kri⸗ 
tiſche Betrachtung der heutigen Möglichkeiten“ (Stuttgart 1927, W. Kohl⸗ 
hammer) findet ſich S. 22 ff. folgende Mitteilung: „In Württemberg kamen 
die ſozialdemokratiſchen Führer im Spätſommer 1918 zur oberſten Gewalt 
im Lande und ſagten: „Laßt uns gewähren, wir werden die Maſſen 
im Zaume halten. Die Ordnung wird aufrecht erhalten bleiben. Aber 
wenn ihr uns nicht gewähren laßt, bürgen wir für nichts.“ Als dann 
die Welle der Revolution kam, wurden alle dieſe Bürgen der beſtehen⸗ 
den Ordnung mitgeriſſen und taten mit. Die alten Sozialdemokraten 
fürchteten, der Weg gehe über ſie hinweg, und ſuchten ſich an die Spitze 
zu ſtellen. Als ihnen dies gelungen war, machten ſie ihren Einfluß 
dahin geltend, daß die öffentliche Ordnung wenigſtens notdürftig auf⸗ 
recht erhalten blieb, und erklärten ſpäter: Wir haben Deutſchland aus 
dem Chaos gerettet‘.“ Dr. Hegelmaier ſtand in der entſcheidenden Zeit 
der Abwehr- und Sicherheitsabteilung beim Stellvertretenden General⸗ 
kommando vor. Ich befragte nun darüber den jetzt verſtorbenen General⸗ 
leutnant von Ströbel, als er mir einen Beſuch machte; dieſer war 
während des ganzen Kriegs Chef des Stabs des Stellvertretenden 
Generalkommandos. Er übermittelte mir folgende Antwort aus einem 
Briefe des ihm durch die Arbeit im Roten Kreuz naheſtehenden Staats⸗ 
rats Dr. Hegelmaier an ihn vom 12. Dezember 1928: „Zu der Frage. 
kann ich nur beſtätigen, was in meiner Schrift über die Staatsformen 
ſteht. Die Führer der Mehrheitsſozialdemokratie waren vor dem 9. No⸗ 
vember wiederholt beim Stellvertretenden Generalkommando; meines 
Erinnerns hat ſie der damalige Hauptmann der Landwehr, jetzige 
Generaldirektor Dr. Raiſer empfangen. Dabei verſicherten fie, fie wollten 
ſchon für Ruhe ſorgen und dafür einſtehen, wenn man ihre Preſſe nicht 
ſo ſehr einſchränke und die Demonſtrationen gewähren laſſe. Darüber 
wird wohl Herr Generaldirektor Dr. Ratfer ergänzende Mitteilungen 
machen können.“ Auf eine Anfrage bei dieſem erhielt ich am 5. Januar 
1929 die Auskunft: „Die Angabe des Staatsrats Hegelmaier, die Führer 
der Sozialdemokratie ſeien vor dem 9. November wiederholt beim Stell⸗ 
vertretenden Generalkommando geweſen und ſeien von mir empfangen 
worden, kann ich nicht beſtätigen. Ich muß aber bemerken, daß ich in 
den letzten Wochen vor dem 9. November 1918 Krankheitsurlaub hatte 
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und erſt am 7. oder 8. November den Dienſt beim Stellvertretenden 
Generalkommando wieder angetreten habe. Wenn alſo die Beſprechung 
ſtattgefunden hat, müßte ſie von meinem damaligen Stellvertreter — 
ich glaube mich zu erinnern, daß es der jetzige Landgerichtspräſident 
Faber in Rottweil war — abgehalten worden ſein.“ Landgerichtspräſi⸗ 
dent Faber“) ſchrieb mir am 13. Januar 1929: „Leiter der politiſchen 
Abteilung des Stellvertretenden Generalkommandos war bis zur Revo⸗ 
lution Staatsrat Hegelmaier; Direktor Dr. Raiſer ſtand einer Unter⸗ 
abteilung vor. Als Dr. Raiſer einige Monate vor der Revolution Krank⸗ 
heitsurlaub bekam, wurde ich — bis dahin beim Oberkriegsgericht be⸗ 
ſchäftigt — ſein Nachfolger. Ich habe nicht mit den Führern der Sozial⸗ 
demokratie, insbeſondere nicht vor der Revolution, verhandelt. Es iſt 
mir nichts davon bekannt, daß vor der Revolution ſeitens des Stell⸗ 
vertretenden Generalkommandos Verhandlungen mit den Führern der 
Sozialdemokratie ſtattgefunden haben. Dunkel erinnere ich mich an 
folgendes: Einige Zeit vor der Revolution handelte es ſich darum, 
Criſpien, der zum Heer eingezogen war, aus Gründen der politiſchen 
Taktik zu entlaſſen. Hierüber mögen Verhandlungen ſtattgefunden 
haben.“ In einem Brief des Oberſten H. Breyer in Ludwigsburg an 
Generalleutnant v. Ströbel vom 4. Februar 1929 heißt es ähnlich: „Von 
Verhandlungen mit Gewerkſchaftsführern und Mehrheitsſozialiſten, die 
kurz vor dem 9. November oder an dieſem Tag ſtattgefunden haben, 
iſt mir nichts bekannt. Da ich damals Euer Exzellenz vertreten habe, 
könnte dies kaum ohne mein Wiſſen erfolgt ſein. Exzellenz von Schäfer 
hat alle Vorkommniſſe mit mir beſprochen. Ob irgendwelche Beſpre⸗ 
chungen mit anderen Stellen des Stellvertretenden Generalkommandos 
(Preſſe⸗ oder Abwehr- und Sicherungsabteilung) n haben, 
entzieht ſich meiner Kenntnis.“ 

In dem Buche des Archivdirektors i. R. Dr. v. Schneider, Aus der 
württembergiſchen Geſchichte, Beiträge und Abhandlungen“ (Stuttgart 
1926, W. Kohlhammer) S. 267 wird erzählt: „Am Abend des 10. No⸗ 
vember wurde Freiherr v. Neurath durch Lieſching in das Staatsmini⸗ 
ſterium gebeten, der ihm erklärte, daß die tatſächliche Macht in den 
Händen der revolutionären Regierung im Ständehaus ſei; das Mini⸗ 
ſterium bitte um Vermittlung ſeiner Entlaſſung. Der Kabinettschef 
holte ſie ſogleich telephoniſch in Bebenhauſen ein. Während er noch 
anweſend war, kamen Abgeordnete aus dem Ständehauſe, die Lieſching, 
Kiene, Lindemann, Piſtorius behufs Bildung der neuen Regierung in 
das Ständehaus beriefen. Piſtorius lehnte ſofort ab; Lieſching und 
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Kiene ließen fich durch dringende Vorſtellungen zur Annahme bewegen 
für den Fall, daß König Wilhelm damit einverſtanden ſei.“ Die ganze 
Nachricht geht auf die Aufzeichnungen des Kabinettchefs ſelber zurück, 
die v. Schneider bekannt geworden waren. In einem Punkte aber liegt 
hier ein Irrtum der Erinnerung vor. Auf meine Anfrage teilte mir 
Finanzminiſter a. D. Profeſſor Dr. v. Piſtorius in einem Briefe vom 
10. Juli 1928 darüber mit: „Wir, d. h. die ſogenannte Regierung, waren 
im Staatsminiſterium; daneben im Ständehaus tagte der Arbeiter⸗ und 
Soldatenrat und die Maſſe, ſoweit ſie Zulaſſung begehrte und fand. Ein 
Herüber und Hinüber durch Mittelsperſonen, die beiderſeits Zutritt 
hatten, fand wiederholt ſtatt (Lieſching, Lindemann uſw.). Abends 
zwiſchen 6 und 7 Uhr kam die Botſchaft aus dem Ständehaus (meines 
Erinnerns überbrachte ſie Lieſching): es ſei endlich der Vorſchlag durch⸗ 
gedrungen, eine ſozialiſtiſche Regierung zuſammen mit einem Vertreter 
der drei bürgerlichen Parteien Volkspartei (Demokratie), Zentrum und 
Deutſche Partei zu bilden, und es ſeien vorgeſchlagen bezw. in Ausſicht 
genommen Lieſching, Kiene und Baumann. Von mir war gar nicht die 
Rede und konnte, da ich kein Parteimann war, gar nicht die Rede ſein. 
Die (irrige) Darſtellung von Schneider mag ſich ſo erklären, daß ich 
abgelehnt habe, dem wenige Tage zuvor gebildeten königlichen Mini⸗ 
ſterium beizutreten und erſt nach allſeitigem Drängen, auch führender 
Männer der Rechten und der Erſten Kammer, und insbeſondere durch 
die Bitte des Königs mich beivegen ließ, meine Weigerung aufzugeben. 
Daraus ergab ſich allerdings klar, daß ich auf keinen Fall dem parla⸗ 
mentariſchen Revolutionsminiſterium beitreten würde, aber, wie geſagt, 
dieſe Weigerung einem Antrag gegenüber ausdrücklich auszuſprechen, 
hatte ich nicht Gelegenheit.“ 

Die angegebenen Irrtümer von denkbar beſtunterrichteten Männern 
mögen zugleich einen Einblick gewähren, welche Mühe es den Forſcher 
koſtet, die wirklichen Vorgänge zu erkunden, wie leicht ſelber die Berichte 
wahrheitliebender Augen⸗ und Ohrenzeugen und Mithandelnder von 
ausgezeichnetem Urteil und Charakter im einzelnen ein Verſehen ent⸗ 
halten. Bereits nach Ablauf kurzer Zeit hätten viele wichtige Geſchehniſſe 
überhaupt nicht mehr geklärt wenden können. Die hiſtoriſche Wirklich⸗ 
keit feſtzuſtellen, ſchon eine einfache Begebenheit ohne fremde Beimiſchung 
treu wiederzugeben, iſt viel ſchwieriger, als man gewöhnlich meint. 
Mit Recht ſagt Wilhelm von Humboldt: „Die Wahrheit des Geſchehenen 
erſcheint wohl einfach, iſt aber das Höchſte, was gedacht werden kann.“ 


